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Schriftliche Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Christiane Blömeke (GRÜNE) vom 10.06.13 

und Antwort des Senats 

Betr.: Aufsichtskommission für Einrichtungen mit geschlossener Unterbrin-
gung 

In der Sitzung des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses am 21. Feb-
ruar 2013 hat der Präses der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integ-
ration (BASFI) die Wiedereinrichtung einer Aufsichtskommission für Einrich-
tungen mit geschlossener Unterbringung in der Jugendhilfe angekündigt. 
Zum Verfahren hat er zudem ausgeführt: „Also das heißt, nach den Gesprä-
chen mit der Landesregierung, mit dem Landesjugendamt und mit der Haa-
senburg selbst würden wir jetzt da rangehen, eine Aufsichtskommission zu 
berufen, eine Hamburger Aufsichtskommission, die man auch einsetzen 
könnte in anderen Einrichtungen, in denen Hamburger Kinder untergebracht 
sind, aber auch da müssten wir auf Kooperation setzen. Wir haben das jetzt 
mal geklärt, weil das aktuell ist, zwischen der Bürgerschaft und dem Senat 
eine Klärung herbeizuführen. Die ist herbeigeführt, und wir würden jetzt als 
nächsten Schritt klären, wie wir die Aufsichtskommission besetzen, weil wir, 
wie gesagt, nicht davon ausgehen, dass sie noch existiert. Aber da wir da 
heute erst zu einem abschließenden Ergebnis gekommen sind, muss ich  
sagen, dass ich zur Frage, wie wir jetzt vorgehen wollen, erst mal nichts  
sagen kann. Wir würden jetzt darangehen, wie gesagt Bewerberinnen und 
Bewerber nach den entsprechenden Kriterien aus den verschiedenen  
Berufsgruppen zu finden, und dann würden wir irgendwie versuchen, tätig zu 
werden.“ (vergleiche Protokoll 20/20 vom 21.02.2013, Seite 28). 

Ich frage den Senat: 

1. Wie weit sind die Planungen zur Einsetzung einer Aufsichtskommission 
für Einrichtungen mir geschlossener Unterbringung inzwischen fortge-
schritten? Wann wird die Kommission ihre Arbeit aufnehmen können? 

Die Planungen zur Einsetzung einer Aufsichtskommission für Einrichtungen mit ge-
schlossener Unterbringung sind weitgehend abgeschlossen. Die Aufsichtskommission 
wird ihre Arbeit aufnehmen, sobald die Mitglieder berufen und die erforderlichen Ver-
einbarungen zwischen der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 
(BASFI) und dem jeweiligen Träger abgeschlossen sind.  

2. Hat die Haasenburg GmbH die Zusammenarbeit mit einer Hamburgi-
schen Aufsichtskommission an Bedingungen geknüpft?  

 Wenn ja, an welche? 

Der Träger hat der Zusammenarbeit mit der Aufsichtskommission unter der Voraus-
setzung zugestimmt, dass entsprechend § 27a Hamburgisches Gesetz zur Ausfüh-
rung des Achten Buches Sozialgesetzbuch eine Vereinbarung zwischen der zuständi-
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gen Behörde und dem Träger geschlossen wird und die Zustimmung des Aufsicht füh-
renden Jugendamtes erteilt wird.  

3. Erfolgt die Auswahl und Berufung von Mitgliedern auf Grundlage des  
§ 27a Hamburgisches Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe?  

 Wenn nein, warum nicht? 

Ja.  

4. Wurden die Mitglieder der alten Aufsichtskommission für Einrichtungen 
mit geschlossener Unterbringung angefragt, ob sie für diese Aufgabe 
weiterhin zur Verfügung stehen?  

 Wenn nein, warum nicht? 

Ja.  

5. Ist bereits eine Entscheidung über den Vorsitz der neuen Aufsichtskom-
mission getroffen worden?  

 Wenn ja, welche? 

Nein. Die Aufsichtskommission bestimmt den Vorsitz selbstständig bei ihrer Konstitu-
ierung.  

6. In welcher Weise sollen die in geschlossenen Einrichtungen unterge-
brachten Minderjährigen über das Bestehen und die Aufgaben der Auf-
sichtskommission informiert werden? 

Die untergebrachten Minderjährigen werden durch die fallführenden Fachkräfte und 
über die Personensorgeberechtigten, soweit diese Amtsvormünder sind, über das 
Bestehen und die Aufgaben der Aufsichtskommission informiert. Die Information durch 
die fallführenden Fachkräfte erfolgt schriftlich. Die Personensorgeberechtigten werden 
ebenfalls schriftlich informiert und um die Abgabe einer Einverständniserklärung gebe-
ten, die die Aufsichtskommission berechtigt, den jeweiligen Minderjährigen zu besu-
chen und mit ihm Gespräche zu führen.  


